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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 11. — 


(Nr. 3378.) Geſetz, betreffend die Zuſaͤtze zu der Verordnung vom 2. Januar 1849, über 
die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten Gerichtsſtan— 
des, ſowie über die anderweite Organiſation der Gerichte. Vom 26ften 
April 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem beide Kammern die von Uns auf Grund des Artikels 105. 
der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 5. Dezember 1848. erlaſſene Verordnung vom 
2. Januar 1849. 

uͤber die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten Ge⸗ 
richtsſtandes, ſowie uͤber die Organiſation der Gerichte 
nachtraͤglich genehmigt, zugleich aber mehrere, dieſe Verordnung theils ergaͤn⸗ 
zende, theils abaͤndernde zufäßliche Beſtimmungen vorgeſchlagen haben: fo er⸗ 
2500 7 dieſen Vorſchlaͤgen Unſere Zuſtimmung, und verordnen demgemaͤß, 
was folgt: 


Artikel J. 
Zuſatz zu 9. 8. der Verordnung. 


Die bisher beſtehende Verpflichtung der Staͤdte zur Tragung der Laſten 
der Kriminalgerichts barkeit ſoll bei der Regulirung der Steuer⸗Verfaſſung, ins⸗ 
beſondere der Grundſteuer, aufgehoben werden. 

In Bezug auf die den Städten gehoͤrenden Guͤter, welchen bisher die 
Gerichtsbarkeit zuſtand, kommt der H. 2. zur Anwendung. 


Artikel II. 
Zufäße zu K. 9. der Verordnung. 


: 4) Der Fiskus hat feinen perſoͤnlichen Gerichtsſtand bei dem Gerichte, 
in deſſen Bezirke die Behörde ihren Sitz hat, welche befugt iſt, den Rechtsſtreit 
im Namen des Fiskus zu fuͤhren. 

Jahrgang 1851, (Nr. 33789 25 2) Das 


Ausgegeben zu Berlin den 7. Mai 1851. 
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2) Das Aufgebot der im $. 388. des Anhanges zur Allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung gedachten Urkunden erfolgt in dem Gerichtsſtande des Aus⸗ 
ſtellers der Urkunde, ohne Ruͤckſicht darauf, wo der letzte bekannte Inhaber 
feinen Wohnſitz hat und ob derſelbe ein Ausländer iſt. 

Wenn in den fuͤr gewiſſe Inſtrumente erlaſſenen Geſetzen und Verord⸗ 
nungen ein Obergericht als Gerichtsſtand bei Aufgeboten ſpeziell bezeichnet iſt, 
ſo tritt an die Stelle deſſelben das Gericht erſter Inſtanz des Ortes, wo das 
Obergericht ſeinen Sitz hat. 3 

Steht die Erlaſſung des Aufgebots einer Landſchafts- oder Kredit⸗Di⸗ 
rektion oder einer anderen Korporation oder Anſtalt zu, fo wird das Amorti- 
ſations-Erkenntniß von dem Gerichte erſter Inſtanz des Ortes abgefaßt, wo 
die Direktion der Korporation oder Anſtalt ihren Sitz hat. 

) Die Beſtimmung, daß Entſchaͤdigungs⸗Anſpruͤche wegen expro⸗ 
prürter oder beſchaͤdigter Grundſtuͤcke gegen Eiſenbahn-Geſellſchaften bei dem 
ordentlichen Gerichte, in deſſen Bezirke das exproprürte oder beſchaͤdigte Grund— 
ſtuͤck belegen iſt, geltend gemacht werden koͤnnen, wenn der Kläger nicht vor⸗ 
zieht, im perfönlichen Gerichtsſtande der Geſellſchaft zu klagen, findet auch auf 
eben ſolche Entſchaͤdigungs-Anſpruͤche gegen andere mit Expropriationsrechten 
verſehene Geſellſchaften, z. B. Deich-, Bewaͤſſerungs -, Meliorations- und 
Chauſſeebau-Societaͤten, . 

4) Beſitzſtoͤrungsklagen der Grundbeſitzer gegen Eiſenbahn-, oder gegen 
die im Zuſatz 3. genannten anderen Geſellſchaften, koͤnnen bei demjenigen Ge⸗ 
richte angebracht werden, in deſſen Bezirke das Grundſtuͤck, in Bezug auf wel⸗ 
ches die Beſitzſtoͤrung veruͤbt wurde, belegen iſt. 


Artikel III. 
Zauſaͤtze zu . 14. der Verordnung. 


1) Die Mitglieder der Königlichen Familie, ſowie der Fuͤrſtenhaͤuſer Ho⸗ 
henzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen, haben ihren perſoͤnlichen 
8 bei dem mit dem Kammergerichte verbundenen Geheimen Ju⸗ 

izrath. 

5 Dieſer beſteht aus zwoͤlf Mitgliedern des Kammergerichts, von denen fuͤnf 
die erſte und ſieben die zweite Inſtanz bilden, und welche von dem Juſtizmini⸗ 
ſter bei der jedesmaligen Bildung der Senate beſtimmt werden. 

„Ruͤckſichtlich der Rechtsſtreitigkeiten unter Mitgliedern der Koͤniglichen 
Familie, ſowie der nichtſtreitigen Rechts angelegenheiten der zur Königlichen 
Familie gehoͤrigen Perſonen, namentlich in Betreff der Teſtaments-Errichtun⸗ 
gen, Nachlaß⸗Regulirungen, Familienſchluͤſſe, Eheſachen, Vormundſchafts- und 
hnlichen Angelegenheiten, wird durch die gegenwärtige Verordnung nichts ge- 
andert, vielmehr behaͤlt es in dieſer Beziehung bei der Hausverfaſſung ſein 
Bewenden. Eben dies gi von beiden Hohenzollernfchen Fuͤrſtenhaͤuſern. 

2) Die an auswaͤrtigen Hoͤfen beglaubigten Koͤniglichen Geſandten, Re⸗ 
ſidenten und Geſchaͤftstraͤger, ſowie alle zur Geſandtſchaft gehörenden Per⸗ 
ſonen, ingleichen die im Auslande ſtationirten Steuerbeamten haben ihren — 

Ns 
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fönlichen Gerichtsſtand nicht ferner, wie es durch den F. 71. Titel 2. Theil II. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung und den H. 1. der Verordnung vom 26. April 
1844. (Gefeg- Sammlung Seite 112.) beſtimmt war, bei dem Kammergerichte, 
ſondern bei dem Stadtgerichte zu Berlin. 


Ruͤckſichtlich anderer im Auslande ſtationirter Beamten kann durch 


Koͤnigliche Verordnung ein Gerichtsſtand im Inlande beſtimmt werden. 


Artikel IV. 
Zuſatz zu H. 13. der Verordnung. | 


Die Gerichte haben nur in dem Falle, wenn fie dies für nothwendig 
erachten, bergmaͤnniſche Sachverſtaͤndige zuzuziehen; letzteren ſteht nur eine be— 
rathende Stimme zu. 


Artikel V. 
Zuſaͤtze zu $. 16. der Verordnung. 


1) Das Appellationsgericht beſtimmt das zuſtaͤndige Gericht, wenn ſich 
zwiſchen Gerichten ſeines Sprengels ein poſitiver oder negativer Kompetenz⸗ 
Konflikt erhoben hat. Beſteht der Konflikt zwiſchen Appellationsgerichten ent= 
weder wegen ihrer eigenen Kompetenz oder wegen der Kompetenz von Gerich- 
ten erſter Inſtanz ihrer Sprengel, ſo wird das zuſtaͤndige Gericht durch das 
Obertribunal beſtimmt. 

2) Wenn 

a) wegen verweigerter oder verzoͤgerter Rechtspflege, wegen gegruͤn⸗ 
deten Verdachts gegen den gehörigen Richter (A. G. O. Th. 1. 
Tit. 2. $$. 142. bis 147.), oder aus irgend einem anderen Grunde 
die Nothwendigkeit eintritt, eine Sache von einem Gerichte an ein 
anderes zu verweiſen, oder 
b) wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand (A. G. O. Th. I. Tit. 2. 
$. 136.) zu beſtimmen iſt, 
ſo ſteht die Beſtimmung, wenn ſie Gerichte erſter Inſtanz deſſelben Appella— 
tionsgerichtsſprengels betrifft, dieſem Appellationsgerichte zu, anderenfalls aber 
dem Obertribunal, dem letzteren alſo auch dann, wenn eine Sache aus den 
zu a. enge ebenen Gründen von einem Appellationsgerichte an ein anderes zu 
verweiſen iſt. 

3) Wenn mehrere in dem Sprengel verſchiedener Gerichte erſter Inſtanz 
belegene Grundſtuͤcke deſſelben Beſitzers ſequeſtrirt oder im Wege der nothwen— 
digen oder freiwilligen Subhaſtation veraͤußert werden ſollen, oder wenn in 
Bezug auf Forderungen, welche auf mehreren in den Sprengeln verſchiedener 
Geri te belegenen Grundſtuͤcken eingetragen ſtehen, oder in Bezug auf mehrere 
Jude verloren gegangene Inſtrumente, oder zur Ermittelung unbekannter 

ntereſſenten bei Depoſttalmaſſen verſchiedener Gerichte ein Aufgebot ſtattfin⸗ 


den ſoll, — ſo kann auf den Antrag des Extrahenten ein gemeinſchaftlicher 


Gerichtsſtand hierzu beſtimmt werden. h 
(Nr. 3378) 25 * Dieſe 
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Dieſe Beſtimmung ſteht dem Appellationsgerichte zu, wenn die betreffen⸗ 
den Gerichte zu deſſen Sprengel gehoͤren, dem Obertribunal, wenn dieſelben 
zu verſchiedenen Appellationsgerichtsſprengeln gehören. 


4) Es verbleibt bei der Vorſchrift, daß die Befugniß, die Fuͤhrung des 
Hypothekenbuchs uͤber einen zuſammengehoͤrigen Komplex von Grundſtuͤcken, 
welche in den Bezirken verſchiedener Gerichte liegen, Einem der Gerichte erſter 
Inſtanz zu übertragen, dem Appellationsgerichte zuſteht, wenn ſaͤmmtliche 
Grundftüce in deſſen Sprengel liegen, anderenfalls aber dem Juſtizminiſter. 


Artikel VI. 
Zuſatz zu H. 18. der Verordnung. 


Die nach Staatsvertraͤgen beſtehenden Elb⸗, Weſer⸗ und Rhein⸗Zoll⸗ 
gerichte werden durch dieſe Verordnung in keiner Weiſe geaͤndert. 


Artikel VII. 
Zuſaͤtze zu $ 21. der Verordnung. 


1) Wenn in dem Sprengel eines Kreisgerichts außer der Stadt, in wel⸗ 
cher ſich daſſelbe befindet, andere Orte, welche bisher Sitz groͤßerer Gerichts⸗ 
Behörden waren, vorhanden find, oder ſonſt an anderen Orten fich ein erheb⸗ 
liches Beduͤrfniß dazu ergiebt, ſo koͤnnen in denſelben einzeln ſtehende Richter 
(Bezirksrichter, Gerichts- Kommiſſarien) angeſtellt werden. Dieſe Einzelrichter 
werden aus den Mitgliedern des Gerichts erſter Inſtanz, auf deſſen Etat ſie 
ſtehen, durch den Juſtizminiſter kommiſſariſch abgeordnet. Sie koͤnnen erfor⸗ 
derlichen Falls auch als Ergaͤnzungsrichter einberufen werden. 


2) Wenn die zu große Entfernung der Bezirke der Einzelrichter vom 
Sitze des Kreisgerichts oder ein ſonſtiges dringendes Beduͤrfniß es erfordert, 
ſo kann angeordnet werden, daß an einem der Sitze der Einzelrichter mehrere 
Richter von Zeit zu Zeit zuſammentreten, um gewiſſe nach Beſtimmung des 
Geſchaͤfts⸗Regulativs kollegialiſch zu erledigende Angelegenheiten als Depu⸗ 
tation des Kreisgerichts zu verhandeln und zu entſcheiden. Beſtaͤndige aus⸗ 
waͤrtige kolle ialiche Deputationen find dagegen nur in folchen Fällen zu er⸗ 
richten oder beizubehalten, wenn auch durch jene Einrichtung den Beduͤrfniſſen 
der Juſtizpflege nicht angemeſſen entſprochen werden kann. 


Artikel VIII. 
Zuſatz zu $ 22. der Verordnung. 


Die durch die Order vom 19. Juli 1834. (Geſetz⸗-Sammlung Seite 132.) 
den Gouvernementsgerichten zu n. und Luxemburg und dem Oberlandes⸗ 
were u Hamm beigelegte Gerichtsbarkeit in Civilſachen, ſowie diezenige in 

trafſachen gegen Perſonen, welche nicht den Militair⸗Gerichtsſtand —— 
| gehen 


2 
gehen auf das Kreisgericht zu Weſel uͤber. In Beziehung auf dieſe Angele⸗ 
genheiten find die Garniſon⸗Auditeure zu Mainz und Luxemburg als Kommiſ⸗ 
ſarien des Kreisgerichts zu Weſel mit der in dieſem Paragraphen den Einzel⸗ 
richtern . e Zuſtändigkeit zu betrachten. 

Die Auditeure ſolcher Truppentheile, welche ſich im Auslande befinden, 
oder nach der Mobilmachung ihre Standquartiere verlaſſen haben, ſind befugt, 
unter Beobachtung der den Civilgerichten vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten 

1) Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit jeder Art von Militairper⸗ 
ſonen, welche zu den gedachten Truppen gehoͤren, ſowie von Angehoͤrigen 
derſelben, aufzunehmen und zu beglaubigen; 

2) Requiſitionen um Vornahme gerichtlicher Handlungen, ſowie um Auf⸗ 
nahme gerichtlicher Verhandlungen jeder Art, mit voller Wirkung zu 
erledigen. a 
Die aufgenommenen Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſind 

von den Auditeuren, nachdem die etwa erforderlichen Ausfertigungen ertheilt 
worden, den Gerichten erſter Inſtanz des Garniſonortes des betreffenden Trup⸗ 
pentheiles zur Aufbewahrung zu uͤberſenden. 


— 


Artikel IX. 
Zuſatz zu H. 24. der Verordnung. 


Ueber die Zahl und die Einrichtung der Gerichte zweiter Inſtanz wird 
das Organiſationsgeſetz weitere Beſtimmung treffen. N 


Artikel X. . 
Zufäge zu H. 25. der Verordnung. 


9 1) Das Appellationsgericht zu Berlin führt den Namen „Kammerge⸗ 
richt.“ 

2) Bei denjenigen Appellationsgerichten, bei welchen außer dem erſten 
Präfidenten zehn oder mehr Rathe etatsmaͤßig fungiren, kann ein Vice⸗Praͤſident 
angeſtellt werden. f 8 

3) In Bezug auf die Feſtſetzung von Stempel- und Ordnungsſtrafen 
gegen Gerichtsbeamte und Notare wird an der den Appellationsgerichten, als 
der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde, nach H. 30. des Stempelgeſetzes vom 7. März 
1822. obliegenden Verpflichtung nichts geaͤndert. 


Artikel XI. 


Zuſaͤtze zu H. 32. der Verordnung. 


1) Hinſichtlich der Oeffentlichkeit der Verhandlungen kommen die Be⸗ 
ſtimmungen im F. 93. der Verfaſſungs⸗Urkunde zur Anwendung. 


) Bei allen Rechtsſtreitigkeiten in Eheſachen iſt die Oeffentlichkeit aus⸗ 
geſchloſſen. 


Ar, 33780 g Ar: 
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Artikel XII. 
Zuſatz zu $. 34. der Verordnung. 


Der Vortrag uͤber die in Rekursſachen zu treffenden definitiven Ent⸗ 
ſcheidungen erfolgt, wie die Verkündung der letzteren, in öffentlicher Sitzung, 
— Parteien oder deren Vertreter dürfen auch dieſem Vortrage bei⸗ 
wohnen. N 8 


Artikel XIII. 
Zuſaͤtze zu $. 35. der Verordnung. 


1) Die in der Verordnung vom 21. Juli 1846. $. 35. für gewiſſe 
Fälle enthaltene Beſchraͤnkung auf Rechtsſachen, in denen die Reviſion zulaͤſſig 
iſt, wird hiermit aufgehoben. 

2) Zu den prozeſſualiſchen Angelegenheiten gehören in Civilſachen auch 
die Verhandlungen in der Exekutions⸗Inſtanz. 


Artikel XIV. 
Zuſatz zu $. 36. der Verordnung. 


Die definitive Ernennung der Ober-Staatsanwalte und der Staats- 
anwalte erfolgt durch Uns auf den Antrag des Juſtizminiſters. 


Artikel XV. 
» Zufäße zu $. 37. der Verordnung. 


1) Zur Bekleidung jeder Richter- und Staatsanwalts⸗Stelle iſt die Able⸗ 
gung der dritten Pruͤfung erforderlich. 

Die Referendariats-Pruͤfung qualifizirt nur zu der zeitweiſen Funktion ei⸗ 
nes Huͤlfsrichters bei den Gerichten erſter Inſtanz, zur Funktion eines Ge⸗ 
huͤlfen der Staatsanwaltſchaft, ſowie auch zur zeitweiſen Vertretung eines 
Rechtsanwalts bei den Gerichten erſter und zweiter Inſtanz. 

Die Verrichtungen der Gerichtsſchreiber koͤnnen von Auskultatoren und 
Referendarien wahrgenommen werden. 

2) In Beziehung auf die Erforderniſſe der Ernennung zum Mitgliede 
eines Appellationsgerichts wird bis zum 1. April 1853. die eſchaͤftigung bei 
einem der früheren Obergerichte der Anſtellung bei einem Gerichte erfter In⸗ 
ſtanz ee 

3) Wer mindeſtens vier Jahre die Stelle eines ordentlichen Profeſſors 
der juriſtiſchen Fakultat bei einer inlaͤndiſchen Univerfität bekleidet hat, kann 
zum etatsmaͤßigen Mitgliede eines jeden Gerichts ernannt werden, ohne daß 
die Ablegung der fuͤr Richter vorgeſchriebenen . oder für die Ernennung 
zum Mitgliede eines Appellationsgerichts oder des Obertribunals die vorgaͤn⸗ 


gige 
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gige Anſtellung bei einem Gerichte erſter Inſtanz oder bei einem Appellations⸗ 
gerichte erforderlich iſt. 

Richter koͤnnen zugleich Profeſſoren der juriſtiſchen Fakultaͤt einer Uni⸗ 
verſitaͤt ſein. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 26. April 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Or, 38782970. (Nr. 3379.) 
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g „ Cr. 3379.) Geſetz über die Gerichtsorganiſation, das muͤndliche und oͤffentliche Verfahren 
Fe, Re Zi mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen und das Verfahren in Civil— 


i fr Prozeſſen in den Fuͤrſtenthuͤmern Hohenzollern = Hechingen und Hohenzol⸗ 
u. Hr eee, lern-Sigmaringen. Vom 30. April 1851. 


N Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
| Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


f 4 
| Die Verordnungen: 3 
b 1) über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eximirten 

Gerichtsſtandes, ſowie uͤber die anderweite Organiſation der Ge— 
richte vom 2. Januar 1849. (Geſetz-Sammlung Seite 1.), 
2) uͤber die Einfuͤhrung des muͤndlichen und oͤffentlichen Verfahrens 
mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen vom 3. Januar 1849. 
b (Geſetz-Sammlung Seite 14.), 
| 3) über das Verfahren in Civilprozeſſen in den Bezirken des Appel: 
lationsgerichts zu Greifswald und des Juſtizſenats zu Ehrenbreit⸗ 
ſtein vom 21. Juli 1849, (Geſetz-Sammlung Seite 307.), 

8 ferner: 
| 4) die Geſetze vom 12. Februar 1850. zum Schutze der perfönlichen 
| Freiheit und über die Stellung unter Polizei-Aufſicht (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 45. und Seite 49.), 
| 5) die Depofital- Ordnung vom 15. September 1783. und die Ver⸗ 
* ordnung vom 18. Juli 1849., betreffend einige Abaͤnderungen der⸗ 
| ſelben (Geſetz-Sammlung pro 1849. Seite 295.), 

nebſt den dieſelben ergaͤnzenden, erlaͤuternden und abaͤndernden Vorſchriften 
treten für Unſere Fuͤrſtenthuͤmer Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sig⸗ 
N maringen mit dem 1. Januar 1852. in Kraft. 
3 Bis zu demſelben Zeitpunkte bleibt das Strafgeſetzbuch vom 14. April 
ö . dem dazu gehörigen Einfuͤhrungsgeſetze von demſelben Tage ſus⸗ 
pendirt. 
§. 2. 

Die Geſetze über den Anſatz und die Erhebung der Gerichtskoſten und 
über die Gebühren der Juſtizbeamten, der Rechtsanwalte und der Notare, 
welche in denjenigen Landestheilen gelten, in welchen die allgemeine Gerichts⸗ 
Ordnung maaßgebend ift, koͤnnen ganz oder theilweiſe durch Königliche Ver: 
ordnungen eingefuͤhrt werden. 


§. 3. 8 
Anſtatt der bisherigen Gerichtsbehoͤrden, deren Wirkſamkeit mit dem im 


H. 1. beſtimmten Zeitpunkte aufhoͤrt, wird fuͤr den aus den beiden Fuͤrſtenthuͤ⸗ 
mern 
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mern ſich bildenden bey ein Kreisgericht, mit der erforderlichen Zahl von 
demſelben reffortirender Einzelrichter, errichtet. g 


§. 4. 


Das Gericht zweiter Inſtanz, mit allen den Appellationsgerichten in den 
Verordnungen vom 2. und 3. Januar 1849. beigelegten Funktionen, bildet fuͤr 
dieſen Bezirk das Appellationsgericht zu 1 und das Gericht dritter und 
hoͤchſter Inſtanz Unfer Obertribunal. Es ſoll jedoch fuͤr diejenigen Civil⸗ 
ſachen, welche in erſter 2 vor e gehoͤren, und fuͤr die Rekurſe 
und Appellationen in Strafſa en das Kreisgericht an die Stelle des Appella⸗ 
tionsgerichts treten. Die für Strafſachen zweiter Inſtanz zu bildende beſondere 
Abtheilung des Kreisgerichts kann nicht entſcheiden, wenn nicht wenigſtens fünf 
Mitglieder anweſend ſind. . 


$. 5. 4 


Wenn die zu große Entfernung der Bezirke der Einzelrichter vom Sitze 
des Kreisgerichts oder ein ſonſtiges dringendes Beduͤrfniß es erfordert, ſo kann 
angeordnet werden, daß an einem der Sitze der Einzelrichter mehrere Richter von 
Zeit i Zeit zuſammenkommen, um Arie nach Beſtimmung des Geſchaͤfts— 
Regulativs kollegialiſch zu erledigende Angelegenheiten als Deputation des Kreis— 
gerichts zu verhandeln und zu entſcheiden. 


§. 6. 
Zu Geſchworenen koͤnnen berufen werden : 

1) diejenigen, die im Fuͤrſtenthume Hechingen an Grund-, Gebäube-, 
Kapitalien⸗, Beſoldungs- und Patentſteuer, im Fuͤrſtenthume Sig⸗ 
maringen an Grund-, Gefaͤll-, Gebaͤude-, Gewerbe-, Kapitalien⸗ 
und Dienſtvertragsſteuer einen direkten Steuerſatz von wenigſtens 
20 Fl. oder 11 Rthlr. 12% Sgr. Kourant entrichten; 

2) diejenigen nicht zu den ausgeſchloſſenen Kategorieen gehörigen 

Beamten, einſchließlich der bei Fuͤrſtlich Hohenzollernſchen Behöͤr⸗ 
den angeſtellten, welche ein Einkommen von wenigſtens 800 Fl. 
oder 4574 Rthlr. Kourant beziehen. 


Die in dem F. 63. der Verordnung vom 3. Januar 1849. in Nr. 9. 
und am Schluſſe enthaltenen Beſtimmungen werden hiernach abgeaͤndert. 


$. 7. 


Die Verwaltungsorgane, welche die in den HF. 64. bis 67. der Verord⸗ 
nung vom 3. Januar 1849. den Landräthen und ſonſtigen dort genannten Ad⸗ 
miniſtrativbehoͤrden uͤbertragenen Geſchaͤfte bei Feſtſtellung der Geſchworenen— 

Jahrgang 1831. (Nr. 3379.) 20 liften 
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liſten in den Fuͤrſtenthuͤmern wahrzunehmen haben, werden durch Verfuͤgung 
Unſeres Miniſters des Innern bezeichnet werden. 


$. 8. 
Alle den vorſtehenden Beſtimmungen entgegenſtehende Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen verlieren mit dem im H. 1. bezeichneten Zeitpunkte ihre Guͤltigkeit. 


H. 9. 
Der Juſtizminiſter iſt mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
a (JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


(Nr, 3380.) 


4 - u — 


(Nr. 3380.) Geſetz, die Aufloͤſung der Darlehnskaſſen und die Vermehrung der unverzins⸗ 
lichen Staatsſchuld betreffend. Vom 30. April 1851. 


sur. u i 2 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 

verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


K. 4. 

Der Termin, bis zu welchem die Aufloͤſung der durch das Geſetz vom 
15. April 1848. (Geſetz-Sammlung Seite 105.) gegruͤndeten Darlehnskaſſen 
erfolgt ſein muß, wird auf den 31. Dezember 1852. mit der Maaßgabe feſt⸗ 
bende daß neue Darlehnskaſſen nicht zu errichten und von den zur Seit beſte⸗ 
enden Darlehnskaſſen nach dem 30. April 1851. keine Sr weiter zu 
bewilligen find. 

Die Einziehung der Darlehnskaſſenſcheine findet nicht ſtatt. Die be⸗ 
e Beſtimmung des H. 18. des Geſetzes vom 15. April 1848. iſt auf⸗ 
gehoben. 


§. 2. 

Der Geſammtbetrag der ausgefertigten Darlehnskaſſenſcheine mit zehn 

Millionen Thalern ($. 17. I. c.) bildet einen Theil der unverzinslichen Staats⸗ 
ſchuld, und tritt dem durch H. 1. des Geſetzes vom 7. Maͤrz 1850. (Geſetz⸗ 
n Seite 163.) auf 20,842,347 Rthlr. feſtgeſtellten Betrage der 
etzteren hinzu. 
Alle geſetzlichen Beſtimmungen, welche wegen der Kaſſenanweiſungen, 
insbeſondere wegen der Annahme in öffentlichen Kaſſen und wegen der Reali⸗ 
ſation derſelben, ſowie wegen des Umtauſches beſchaͤdigter und ſonſt unbrauchbar 
ewordener Kaſſenanweiſungen ergangen find, finden auch auf die Darlehns— 
aſſenſcheine Anwendung. 


§. 3. 


Die bei den Darlehnskaſſen vorhandenen Darlehnskaſſenſcheine, ſowie die 
ſonſtigen baaren Beſtaͤnde derſelben, einſchließlich des Zinsertrages ($. 16. 1. c.), 
ſind in dem Maaße, als ſie mit der fortſchreitenden Abwickelung der Geſchaͤfte 
der Darlehnskaſſen disponibel werden, nach Anordnung des Finanzminiſters 
an die General⸗Staatskaſſe abzuliefern. 


8 i H. 4. 

Es bleibt vorbehalten, bei der bevorſtehenden Ausfertigung neuer Kaſſen⸗ 
Anweiſungen auch die Darlehnskaſſenſcheine einzuziehen, und deren Betrag in 
Kaſſenanweiſungen auszufertigen. b 

Bis dahin iſt die Hauptverwaltung der Staatsſchulden ermaͤchtigt, den 
Umtauſch beſchaͤdigter oder ſonſt unbrauchbar gewordener Darlehnskaſſenſchang 

(Nr, 3380.) f au 
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aus dem vorhandenen Tepee an Dorlehnstaſſenſchenen und Kaſſen⸗ 
Anweiſungen zu bewirken. 


$. 5. 
Der Finanzminiſter iſt mit Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1851. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Gebeimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


